
 
 

Satzung  
über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 

Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen für Kinder  
und Kindertagespflege in der Stadt Wiehl  
vom 12.11.2024, gültig ab dem 1.1.2025 

-Elternbeitragssatzung- 
 
Aufgrund von §7 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. §41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666) zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV.NRW S.271), des § 90 
Abs. 1 Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII), Kinder und Jugendhilfe in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11.9.2012, zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.12.2022 (BGBl. I S. 
2824) und des § 51 des Gesetzes zur qualitativen Weiterentwicklung der frühen Bildung und 
Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) sowie § 6 
Kommunalabgabengesetz in der derzeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Wiehl in seiner 
Sitzung vom 12.11.2024 folgenden IV. Nachtrag zur Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege 
in der Stadt Wiehl vom 17.06.2008 beschlossen: 

 
§ 1  

Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen 
 

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und 
Kindertagespflege gem. §1 Kinderbildungsgesetz (KiBiz) werden durch die Stadt Wiehl öffentlich-
rechtliche Beiträge erhoben (Elternbeiträge). 
 
(2) Die Festsetzung erfolgt durch schriftlichen Bescheid. 
 

§ 2 
Beitragspflicht, beitragspflichtige Personen 

 
(1) Die Eltern, mit denen das Kind zusammenlebt, haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge für die öffentliche Finanzierung der 
Kindertagesbetreuung zu entrichten.  
 
(2) Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
 
(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. Dies gilt auch, wenn das Kind im 
Wechselmodell mit beiden Elternteilen zusammenlebt. 
 
(4) Ändert sich der Kreis der Beitragspflichtigen, wirkt sich dies ab dem 1. des Monats, der auf die 
Änderung folgt, auf die Beitragsfestsetzung aus. 
 

§ 3 
Beitragsbefreiung 

 
(1) Gemäß § 50 Gesetz zur qualitativen Weiterentwicklung der frühen Bildung und Gesetz zur 
frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) ist für Kinder, die bis 
zum 30. September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, die Betreuung ab Beginn des 
im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres bis zur Einschulung beitragsfrei. 

(2) Besucht mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 2 an  
die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig eine Tageseinrichtung oder werden in  
Kindertagespflege betreut, wird das Kind, für das der höhere Betrag zu leisten ist, im Sinne dieser 
Satzung als erstes Kind behandelt. Wird eines der Kinder gemäß Abs. 1 beitragsfrei betreut, gilt 
dieses ab dem Zeitpunkt der Befreiung unabhängig der Beitragshöhe stets als erstes Kind. Das 
zweite und alle weiteren Kinder sind beitragsbefreit. 
 
(3) Beziehen Beitragspflichtige Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II, 
SGB XII oder AsylbLG, Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz oder Wohngeld nach dem 
Wohngeldgesetz wird für die Dauer des nachgewiesenen Leistungsbezugs kein Beitrag erhoben. 

 



 
§ 4 

Höhe der Elternbeiträge, Nachweispflicht 
 
(1) Die Höhe der Elternbeiträge bemisst sich nach der Beitragstabelle, die als Anlage Bestandteil 
dieser Satzung ist. In der Kindertagespflege wird die Höhe des Elternbeitrages durch die Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen begrenzt. Für die Zuordnung zu der Altersklasse ist das Alter des 
Kindes bei der Aufnahme in die Einrichtung, bzw. zum Beginn des Kindergartenjahres maßgebend. 
Die Zuordnung bleibt für den Rest des jeweiligen Kindergartenjahres gültig. Für die Zuordnung zu 
dem Betreuungsumfang ist der mit der jeweiligen Einrichtung abgeschlossene Betreuungsvertrag 
oder Änderungsvertrag maßgeblich. 

(2)  Die Elternbeiträge erhöhen sich jährlich zum 01.08. des Jahres auf Grundlage der von der 
obersten Landesjugendbehörde veröffentlichten Fortschreibungsrate (§ 37 Abs. 2 KiBiz). Dabei 
werden die sich rechnerisch ergebenden Elternbeiträge auf volle Eurobeträge abgerundet.  

(3) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern der Stadt Wiehl schriftlich 
anzugeben und nachzuweisen, welche Einkommensgruppe gemäß der Anlage nach Absatz 1 ihren 
Elternbeiträgen zugrunde zu legen ist. 
 
(4) Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den geforderten Nachweis ist der höchste 
Elternbeitrag zu leisten. 
 

§ 5 
Zahlungszeitraum der Beiträge und Fälligkeit 

 
(1) Die Beitragspflicht beginnt mit dem ersten Tag des Monats, in dem der Betreuungsplatz des 
Kindes in der Tageseinrichtung zur Verfügung steht. Sie endet mit Ablauf des Kalendermonats, zu 
dem die Betreuung gegenüber der Einrichtung fristgerecht gekündigt wurde. Sie endet spätestens 
mit Ablauf des Kindergartenjahres, in dem die Betreuung in einer Tageseinrichtung beendet wurde. 

(2) Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtung, Abwesenheit des Kindes sowie 
durch Eingewöhnungszeiten nicht berührt. 

(3) Unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme wird der maßgebliche Elternbeitrag für die 
wöchentliche Betreuungszeit erhoben, für die das Kind angemeldet wurde bzw. der Platz 
vorgehalten wird. 
 

§ 6 
Berechnung des Elternbeitrages 

 
(1) Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der 
beitragspflichtigen Person/en im Sinne des § 2 Absatz 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes 
gegebenenfalls abzüglich steuerlich anerkannter Kinderbetreuungskosten als nachgewiesene 
Sonderausgabe. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des 
zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig. 
 
(2) Dem Einkommen im Sinne des Absatzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen 
sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern 
und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz ist nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Gesetz zum Elterngeld 
und zur Elternzeit (BEEG) bleibt analog zu § 10 Abs. 2 und 3 BEEG in der dort angegebenen Höhe 
anrechnungsfrei. 
 
(3) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der 
Ausübung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine 
lebenslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen 
Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach dieser Vorschrift ermittelten Einkommen 
ein Betrag von 10 vom Hundert der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund 
der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen.  
 
(4) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Absatz 6 Einkommenssteuergesetz zu 
gewährenden Freibeträge von dem nach dieser Vorschrift ermittelten Einkommen abzuziehen.   



 
(5) Maßgebend ist zunächst das Einkommen in dem der Angabe vorangegangenen Kalenderjahr. 
Abweichend von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zugrunde zu legen, 
wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des 
vorangegangenen Kalenderjahres. Zu erwartende Sonder- und Einmalzahlungen sind in die 
Berechnung einzubeziehen. Der im Wege der Prognose oder auch auf Grund der Einkünfte des 
vorangegangenen Jahres ermittelte Wert ist nur so lange zu Grunde zu legen, bis nach Ablauf des 
Kalenderjahres das tatsächlich erzielte Einkommen feststellbar ist. Rückblickend sind dann die 
gesamten positiven Einkünfte im Jahr der Beitragspflicht (in der Regel nach dem Steuerbescheid) 
zu berücksichtigen und der Elternbeitrag endgültig festzusetzen. Hierbei kann es sowohl zu 
Erstattungen als auch zu Nachforderungen kommen. 

(6) Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zur Zugrundelegung einer höheren 
Einkommensgruppe führen können, sind unverzüglich anzugeben. Der Elternbeitrag wird daraufhin 
geprüft und gegebenenfalls neu festgesetzt. Es wird hierbei auf das zu erwartende 
Jahreseinkommen abgestellt. 
 
(7) Die Stadt Wiehl ist unabhängig von der Auskunft- und Anzeigepflicht in (6) berechtigt, die 
persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des/der Beitragspflichtigen jederzeit zu überprüfen. 
Spätestens im letzten Betreuungsjahr oder nach Beendigung der Betreuungszeit findet eine 
abschließende Überprüfung der Einkommensverhältnisse über den gesamten Betreuungszeitraum 
statt. 

(8) Das Einkommen eines Kalenderjahres ist auch dann für die Beitragsfestsetzung maßgeblich, 
wenn das Kind nicht während des ganzen Jahres betreut wurde oder das Einkommen zu Beginn der 
Betreuungszeit bereits niedriger war. 
 

§ 7 
Fälligkeit, Ausgleich von Unterschiedsbeiträgen 

 
(1) Die Elternbeiträge sind zum Ersten eines Monats im Voraus zu zahlen. Die Elternbeiträge 
werden stets als volle Monatsbeiträge erhoben. 
 
(2) Sich aus einer späteren Beitragsfestsetzung ergebende Überzahlungen werden möglichst mit 
den nächsten fälligen Monatsbeiträgen verrechnet. Sich ergebende Nachzahlungsverpflichtungen 
sind zum nächsten Ersten (frühestens aber 14 Tage nach Bekanntwerden der Fälligkeit) zu 
begleichen. 

 
§ 8 

Zuständigkeit 
 

(1) Die Elternbeiträge werden von der Stadt Wiehl als örtlichem Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
erhoben. 
 
(2) Zu diesem Zweck teilt der Träger der Tageseinrichtung der Stadt Wiehl die Namen, Anschriften, 
Geburtsdaten, den Betreuungsumfang sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie 
die entsprechenden Angaben der Eltern unverzüglich mit. 

 
§ 9 

Elternbeitrag bei ergänzender Tagespflegebetreuung 
 

Wird ein Kind ergänzend zu einer anderen, beitragspflichtigen Betreuungsform zusätzlich in 
Tagespflege betreut, wird zunächst der Elternbeitrag für die andere Betreuungsform festgesetzt.  
Der Elternbeitrag für die Tagespflege richtet sich nach dem Gesamtbetreuungsumfang pro Woche 
(inklusive der anderen beitragspflichtigen Betreuungsform laut Vertrag). Der sich daraus 
ergebende Elternbeitrag wird um den bereits für die Betreuung in der anderen Betreuungsform 
festgesetzten Beitrag vermindert.  
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung für die Erhebung von Elternbeiträgen tritt zum 1.1.2025 in Kraft. 



Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruchnahme von 
Tageseinrichtungen für Kinder in der Stadt Wiehl vom 2.7.2019 außer Kraft. 
 
Anlage zu § 4 Absatz 1 dieser Satzung: 
 

Beitragstabelle: 

Alter Kinder über drei Jahren Kinder unter drei Jahren und Kindertagespflege 

Betreuungs- 
umfang 

25 
Std./Woche 

35 
Std./Woche 

45 
Std./Woche 

25 
Std./Woche 

35 
Std./Woche 

45 
Std./Woche 

über 45 
Std./ 

Woche 

Einkommens- 
gruppen 

mtl. Beitrag mtl. Beitrag mtl. Beitrag mtl. Beitrag mtl. Beitrag mtl. Beitrag 
mtl. 
Beitrag 

bis 19.000 € 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

bis 25.000 € 27,00 31,00 45,00 33,00 38,00 50,00 65,00 

bis 37.000 € 50,00 57,00 80,00 56,00 64,00 85,00 110,00 

bis 49.000 € 80,00 92,00 125,00 91,00 105,00 140,00 165,00 

bis 61.000 € 120,00 137,00 185,00 131,00 154,00 195,00 225,00 

bis 73.000 € 155,00 177,00 235,00 173,00 204,00 250,00 285,00 

bis 85.000 € 190,00 217,00 285,00 218,00 249,00 300,00 345,00 

bis 97.000 € 225,00 257,00 330,00 258,00 289,00 350,00 405,00 

bis 109.000 € 260,00 297,00 375,00 293,00 329,00 395,00 460,00 

bis 121.000 € 290,00 332,00 415,00 323,00 364,00 435,00 515,00 

ab 121.000 € 320,00 367,00 455,00 353,00 399,00 475,00 570,00 

 

 


